
richtungen einschließlich der vorhandenen Geräte 
innerhalb der in § 16 Abs. 2 der AO vorgesehenen 
täglichen Stundenzahl entnommen werden konnte. 
Hiervon hat es den Betrag für die vom Zähler ange­
zeigte, also vom Verklagten bezahlte Strommenge ab­
gezogen. Auf die so errechnete Summe hat es gern. 
§16 Abs. 2 Ziff. 2 der AO 25% Vertragsstrafe und 
30 MDN Feststellungskosten zugeschlagen und den Ver­
klagten zur Zahlung der errechneten Summe an den 
Kläger verurteilt.
Der Verklagte hat dagegen Beschwerde eingelegt und 
beantragt, ihn zu einem geringeren Betrag zu ver­
urteilen. Zur Begründung führt er aus: Er habe nur 
für zwei Stromkreise Elektrizität unter Umgehung des 
Zählers entnommen, die Entnahme für den dritten 
und vierten Stromkreis sei über den Zähler gelaufen. 
Außerdem müsse berücksichtigt werden, daß er zeit­
weise auch nachts in seinem Betrieb gearbeitet habe 
und deshalb keinen Strom hätte entnehmen können.
Der Kläger hat Zurückweisung der Beschwerde be­
antragt. Er führt aus, daß nach der AO vom 31. Januar 
1961 nicht nur die tatsächliche, sondern jede möglich 
gewesene Entnahme von Strom vergütet werden 
müsse.
Aus den G r ü n d e n :
Die Beschwerde war als Berufung im Sinne der ZPO 
zu behandeln. Sie genügt deren Formerfordernissen, 
kann aber keinen Erfolg haben.
Nach § 16 Abs. 2 der AO vom 31. Januar 1961 kommt 
es auf die tatsächliche Menge der unberechtigt ent­
nommenen Energie nicht an. Als unberechtigt ent­
nommen gilt vielmehr die Energiemenge, die sich für 
die Zeit der unberechtigten Entnahme ergibt, wenn 
der volle Anschlußwert der vorhandenen Verbrauchs­
einrichtungen mit der nach dieser Bestimmung der 
AO angenommenen täglichen Benutzungsdauer zu­
grunde gelegt wird.
Infolgedessen kann das Vorbringen, der Verklagte sei 
infolge Schichtarbeit in dem ihn beschäftigenden Be­
trieb zeitweise nachts abwesend gewesen, nicht be­
rücksichtigt werden. Es mag eine gewisse Wahrschein­
lichkeit dafür bestehen, daß während seiner Abwesen­
heit in seinem Haushalt weniger Strom verbraucht 
worden ist. Aber ganz abgesehen davon, daß während 
dieser Zeit seine Ehefrau Strom verbraucht haben und 
er selbst die Ausschaltung unterlassen haben könnte, 
kommt es darauf nicht an: Die Möglichkeit der Strom­
entnahme genügt; tatsächliche Benutzung der Ver­
brauchseinrichtungen ist als Grundlage der Berech­
nung nicht erforderlich.
Es kann auch nicht berücksichtigt werden, daß Kühl­
schränke sich im allgemeinen bei Erreichung einer 
gewissen Kältetemperatur für deren Dauer ausschal­
ten. Auch das ist Funktion; der Kühlschrank ist also 
auch während dieser Zeit im Betrieb. Unterabsatz 2 
des Abs. 2 des § 16 der AO, der auf Betriebsunfähig­
keit abstellt, ist also nicht anwendbar. Damit stimmt 
die in § 16 Abs. 2 Unterabsatz 1 enthaltene Vorschrift 
überein, daß bei Kühlschränken eine Benutzungsdauer 
von 24 Stunden zugrunde gelegt wird.
Auch auf den Nachweis der Richtigkeit der Behaup­
tung des Verklagten, er habe nur für den Verbrauch 
von zwei Stromkreisen den Zähler umgangen, während 
der Verbrauch der beiden anderen, zu dem der Betrieb 
des Vollherdes und die Beleuchtung von Keller und 
Garagen gehört hätten, vom Zähler erfaßt worden sei, 
kommt es nicht an. Nach den Bekundungen des Sach­

verständigen in der Hauptverhandlung vor dem Straf­
senat des Bezirksgerichts war es möglich, durch die 
vom Verklagten hergestellte Anzapfung mittels Ver­
längerungsschnüren das ganze Haus des Verklagten 
mit Elektrizität zu versorgen. Darauf, ob das tatsäch­
lich geschehen ist, kommt es nicht an. Die Aussicht, 
für Bezahlung des möglichen — nicht nur des tatsäch­
lichen — unkontrollierten Stromverbrauchs in An­
spruch genommen zu' werden, ist ein Abschreckungs­
und Erziehungsmittel, das der Entwendung elektri­
schen Stroms entgegenwirken soll; diese Regelung ist 
außerdem notwendig, weil sich der tatsächliche un­
berechtigte Verbrauch kaum nachträglich feststellen 
läßt. Lediglich der erweislich vom Zähler kontrollierte 
Stromverbrauch ist in Abzug zu bringen.

§§ 518 Abs. 5, 130 Ziff. 6 ZPO.
1. Die Einlegung einer Berufung durch Telegramm ist 
zulässig.
2. Die Vorschrift, daß die Berufung zu unterschreiben 
ist, stellt nur eine Sollvorschrift dar.
OG, Ürt. vom 19. Oktober 1965 — 2 Uz 5 65.
Aus den G r ü n d e n :
In Übereinstimmung mit der bisherigen Rechtspre­
chung ist Berufungseinlegung durch Telegramm unter 
der Voraussetzung als zulässig anzusehen, daß dem Be­
rufungsgericht eine Ausfertigung des Telegramms über­
mittelt, also nicht etwa lediglich sein Inhalt zugespro­
chen wird, wobei der verspätete Zugang eines recht­
zeitig abgesandten Telegramms einen Wiedereinset­
zungsgrund darstellen würde. Daß die übermittelte 
Ausfertigung nicht die Originalunterschrift des Ab­
senders trägt, ist schon deshalb unerheblich, weil die 
Richtigkeit der Wiedergabe des Textes der Urschrift in 
der Ausfertigung auf der Tätigkeit einer hiermit be­
trauten Dienststelle beruht und daher als richtig ange­
nommen werden muß.
Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß, entgegen 
einer früher zum Teil verbreiteten Ansicht, die Unter­
schrift unter der Berufungsschrift überhaupt keine 
Zulässigkeitsvoraussetzung für die Berufung ist. Für 
die Berufungsschrift gelten nach § 518 Abs. 2 ZPO die 
allgemeinen Bestimmungen für die vorbereitenden 
Schriftsätze. Deren Form, einschließlich des Verlangens 
der Unterschrift, ist in § 130 ZPO lediglich durch eine 
Sollvorschrift geregelt (§ 130 Ziff. 6). Das Fehlen der 
Unterschrift steht also der Wirksamkeit der Berufung 
nicht entgegen, unter der Voraussetzung, daß die Be­
rufungsschrift von dem Anwalt — oder, bei Fehlen 
des Anwaltszwanges, von dem sonst Vertretungsberech­
tigten — gebilligt und mit seinem Willen eingereicht 
worden ist. Dieser Grundsatz gilt auch für alle ande­
ren sog. bestimmenden Schriftsätze (vgl. z. B. für die 
Einspruchsschrift im Sinne des § 340 ZPO das OG-Ur- 
teil vom 24. März 1958 - 2 Za 9 58 - OGA Bd. 2 S. 196).

Berichtigung
Bei dem in NJ 1966 S. 91 veröffentlichten OG-Urteil 2 Zz 17/65 
muß der erste Satz des 1. Rechtssatzes wie folgt lauten:
Die Hinweispflicht des Gerichts besteht auch außerhalb der 
mündlichen Verhandlung, für die sie in § 139 ZPO in weit­
gehender Art formuliert ist.
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